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Für den Landkreis Neustadt a. d. Aisch Bad Windsheim 

3. Februar 1988 

• l., 

. ·,, Y-orbereitung der Sitzungen der Schöffengerichte und 
Strafkammern; Aufstellung der Vorschlagslisten für· die 
Scböffenperiode 1989-1992 

Städte, Märkte und Gemeinden 
im Landkreis Neustadt a. d. Aisch - 8ad Windsheim 

Nach §§ 36 und 38 des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) und 
dem § 7ff. der Gemeinsamen Bekanntmachung der Bayer. Staats­

h · ministerien der Justiz und des Innern betr. Vorbereitung ·der 
~ u fk Sitzungen der Schöuengerichte und Stra arnrnern vom 14. 3. i 1980 (MABI. S. 154) haben die Gemeinden bis zum 30. Juni 1988 

l
1 eine Vorschlagsliste für Schöffen aufzustellen. 
: ·· Ist eine Verwaltungsgemeinschaft gebildet, so bleibt die Auf-l · steHung der Vorschlagsliste für Schöffen Aufgabe der Mitgliedsge­
l ~einden (§.1 Nr. 4 der Verordnung über Aufgaben der Mitglieds-

-;!: } ~meinden und Verwaltungsgemeinschaften). . · .. :. ,.!"· Die Zahl der von den Gemeinden vor~uschlagenden Personen 
.' \ betrug bisher gemäß § 36 Abs. 4 GVG a. F. und § 8 der Gemein­
~1 ; samen · Bekanntmachung a. a. 0. drei vom Tausen~ der Eiriwoh-

. :1 i, nerzahl der jeweiligen Gemeinde. Nach der Neuregelung des § 36 
_!; ; Abs. 4 GVG durch das Strafverfahrensänderungsgesetz (StVAG 

.J 1987) vom 27.1. 1987 (BGBI I S. 475) ist folgendermaßen zu 
1:J: verfahren: 
)j ;: »In die Vorschlags~en des Bezirks des Amtsgerichtes sind 
!; ,· mindestens so viele Personen aufzunehmen, wie als erforderliche 

.t I Zahl von Haupt- und Hilfsschöffen nach§ 43 GVG bestimmt sind. 
·t ! Die Verteilung auf die Gemeinden des Bezirks erfolgt durch den 
:, · Präsidenten des Landgerichts (Präsidenten des Amtsgerichts) in 
·1 ; Anlehnung an die Einwohnerzahl der Gemeinden.« 

;.
1
1
~ : Bisher wurde noch k~e solche Verteilung auf die Gemeinden 

. rfi des Landkreises vorgenommen. Sobald dies jedoch erfolgt, wer­·ll · den die Gemeinden ·hierüber informiert. 
ß! , Die Vorschlagsliste soll alle Gruppen der Bevölkeomg nach 

· T i Geschlecht, Alter, Beruf und sozialer $tellung angemessen be­
rücksichtigen. Das verantwortungsvolle Amt eines Schöffen ver­
langt im hohen Maße Unparteilichkeit, Selbständigkeit und Reife 

'.. :c.·· . Urt~, aber auch geistige Beweglichkeit und - wegen des 
i). · fstrengenden Sitzungsdienstes - körperliche Eignung. Da es 
• i"_ tscheidend darauf ankommt, für das Amt eines Schöffen Perso­

l' nen zu gewinnen, die für diese Tätigkeit ein besonderes Interesse 
\ haben, sollen Personen, die sich hierfür bewerben, bei gegebener 
· Eignung nach Möglichkeit berücksichtigt werden. Es empfiehlt 

i· sich daher, eine angemessene Zeit (etwa drei Wochen) vor Auf­
) :. stellung der Vorschlagsliste in der Tagespresse oder im Amtsblatt 

auf die Möglichkeit, als Schöffe tätig zu werden, hinzuweisen. 
Die für ein Schöffenamt eingehenden Bewerbungen sincl dem 

Gemeinderat vorzulegen; eine Vorauswahl der Bewerbungen ist. 
unzulässig. Soweit begründete Bedenken gegen eine Bewerbung 

' bestehen, kann bereits in der Beschlußvorlage auf sie hingewiesen 
werden. Für die Aufnahme von Personen in die Liste ist die 
Zustimmung von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglie-
der. des Gemeinderates erforderlich. , 

Bei der Aufstellung ~er Vorschlagsliste für Schöffen sind fol­
gende Grundsätze zu berücksichtigen: 

Ehrenamt; 
Verpflichtung zur Obernahme 

(1) Das Amt eines Schöffen ist ein Ehrenamt Es kann nur von 
Deutschen versehen werden. 
· (2) Nach der Bayerischen Verfassung sind alle Bewohner Bay-

'. ems zur ·Obernahme von Ehrenämtern verpflichtet. . 

Unfähigkeit zum Schöffenamt 
(1) Unfähig zu dem Amt ein~ Schöffen sind: 

1. Personen, die infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Beklei-
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dung öffentlicher Ämter nicht besitzen oder wegen einer vor­
sätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mehr als sechs 
Monaten _verurteilt sind; 

2 .. Personen, gegen die ein Ermittlungsverfahren wegen einer Tat 
schwebt, die den Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentli-
cher Amter zur Folge haben kann; · 

3. Personen, die infolge gerichtlicher Anordnung_ in der Verfü­
gung über ihr Vermögen beschränkt sind. 

(2)-Femer sind aufgrund d~ Gesetzes zur Befreiung von.Natio­
nalsozialismus und Militarismus vom 5. März 1946 (BayBS m 
S. 223), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. Juli 1970 (GVBI. 
S. 345), zum Amt eines Schöffen unfähig: 
1. Personen, die dutch rechtskräftige Entscheidung einer Spruch­

kammer als Hauptschuldige eingereiht worden sind; 
2. Personen, die vor dem 6. März 1928 geboren sind und unter 

Klasse I des Teiles A der Anlage zum Ges~tz zur Befreiung von 
Nationalsozialismus und Militarismus vom 5. März 1946 
(BayBS m S. 223), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31 .. Juli 
1970 (GVBI S. 345), fallen, sofern gegen sie eine rechtskräftige 
Entnazifizierungsentscheidung nicht vorliegt und eine Beschei­
nigung nach Art. 2 des Dritten Gesetzes zum Abschluß der 
politischen Befreiung vom 3. Februar 1960 (GVBI S. 11) nicht 
erteilt oder rechtskräftig vers_agt worden ist. 

Nicht ·zum Schöffenamt zu berufende Personen 
Zu dem Amt eines Schöffen sollen nicht berufen werden: 

1. Personen, die bef Beginn der Amtsperiode das fünfundzwan­
zigste Lebensjahr noch nicht vollend~t haben würden; 

2. Personen, die das siebzigste Lebensjahr vollend~t haben oder 
. es bis.zum Beginn der Amtsperiode vollenden würden; 

3. Personen, die zur Zeit der Aufstellung der Vorschlagsliste noch 
nicht ein Jahr in der Gemeinde wohnen; · 

4. Personen, die wegen geistiger und körperlicher Gebrechen zu 
dem Amt nicht geeign~t sind. · 

Weitere nicht zu berufende Personen 
Zu dem Amt eines Schöffen sollen ferner nicht berufen werden: 

1. der Bundespräsident; . 
2. die Mitglieder der Bundesregierung oder einer Landesregie-
. rung; . 
3. Beamte, die jederzeit einstweilig ,in den Warte- oder Ruhestand 

versetzt werden können; 
4. Richter und Beamte der Staatsanwaltschaft, Notare und. 

Rechtsanwälte; . 
5~ gerichtliche Vollstreckungsbeamte, Polizeivollzugsbeamte, Be­

dienstete des Strafvollzugs sowie hauptamtliche ~ewährungs-
und Gerichtshelfer; · · . 

6. Religionsdiener und Mitglieder solcher religiösen Vereinigun­
gen, die satzungsgemäß zum gemeinsamen Leben verpflichtet 
sind; . 

7. Personen, ~e acht Jahre lang als ehrenamtliche Richter in der 
Strafrechtspflege tätig gewesen sind und deren letzte Dienstlei­
stung zu Beginn der Amtsperiode weniger als acht Jahre zu­
rückliegt. 

Ablehnung des Schöffenamtes 
Die Berufung zum Amt eines Schöffen dürfen ablehnen: 

1. Mitglieder des Bundestags, des Bundesrats, eines Landtags 
oder des Senats; 

2. Personen, die in der ·vorhergehenden Amtsperiode die Ver­
pflichtung eines ehrenamtlichen Richters in der StrafrechtspOe­
ge ~ vierzig Tagen erfüllt haben, sowie Personen, die bereits 
als ehrenamtliche ~chter tätig sind; 

3. Ärzte, Zahnärzte, Krankenschwestern, J<inderkrankenschwe­
stem, Krankenpfleger und_ Hebammen; 
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Danach liegt der Haushaltsplan eine Woche lang öffentlich bei der 
Geschäftsstelle des Schulverbandes in der Verwaltungsgemein­
schaft Scheinfeld zur Einsicht auf. EAPI. 941-401 

Haushaltssatzung des Schulverbandes Scheinfeld - Hauptschule -
(Landkreis Neustadt a. d. Aisch - Bad Windsheim) für das 
Haushaltsjahr 1988 

I. 
Auf Grund der Art. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgeset­

zes - BaySchFG -, Art. 35 KommZG sowie der Art. 63 ff. der 
Gemeindeordnung erläßt der Schulverband folgende Haushalts­
satzung: 

§1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 

1988 wird hiermit festgesetzt; er schließt 

im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 491.470,- DM 
und im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 170.000.- DM 

ab. 

§2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs­

maßnahmen sind nicht vorgesehen. 

§3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 

nicht festgesetzt. 

§4 
Schulverbandsumlage 
1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlage­

soll) zur Finanzierung von Ausgaben im Verwaltungshaushalt 
wird für das Haushaltsjahr 1988 auf 266.270,- DM festgesetzt 
und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des 
Schulverbandes umgelegt (Verwaltungsumlage). 

2. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßge­
bende Schülerzahl nach dem Stand vom 1. Oktober 1987 auf 
309 Verbandsschüler festgesetzt. 

3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 861,72 
DM festgese tzt. 

Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 

§5 
1. Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 

von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 80.000,- DM 
festgesetzt. 

§ 6 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

§7 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 1988 in Kraft. 

Scheinfeld, den 17. 12. 1987 
Schulverband 

Schulverbandsvorsitzender 

II. 
Der Schulverband Scheinfeld - Hauptschule - hat dem Land­

ratsamt Neustadt a. d. Aisch - Bad Windsheim als Rechtsauf­
sichtsbehörde die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 1988 
vorgelegt. 

Die Haushaltssatzung enthält keine nach Art. 9 Abs. 9 des 
Bayer. Schulfinanzierungsgesetzes - BaySchFG - (BayRS 2230-
7-1-K); Art. 41 Abs. 1, Art. 27 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Kommunale Zusammenarbeit- KommZG - (BayRS 2020-6-1-I); 
Art. 67 Abs. 4, Art. 71 Abs. 2 und Art. 73 Abs. 2 der Gemeinde­
verordnung - GO - (BayRS 2020-1-1-I) genehmigungspflichtigen 
Bestandteile. 

m. 
Die Haushaltssatzung wird hiermit gemäß Art. 9 Abs. 9 

BaySchFG i.V.m. Art. 25 KommZG öffentlich bekanntgemacht. 
Danach liegt der Haushaltsplan eine Woche lang öffentlich bei der 
Geschäftsstelle des Schulverbandes in der Verwaltungsgemein­
schaft Scheinfeld zur Einsicht auf. 

EAPI. 941-401 
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Verordnung des Landratsamtes Neustadt a. d. Aisch- Bad Winds­
heim über das Wasserschutzgebie ·n der Marktgemeinde Ober• 
scheinfeld (Landkreis Neustadt a. d. Aisch - Bad Windsheim) zum 
Schutze des Wassers der Einzelwasserversorgungsanlage 
der Brauerei Rückei, 

Das Landratsamt erläßt aufgrund des Art. 36 Nr. 2 Bayer. 
Wassergesetz (BayWG) i. d. F. d. Bek. vom 18. 9. 1981 (GVBI 
S. 425) folgende 

Verordnung 
§ 1 Allgemeines 

Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit und Ge­
sundheit wird für die Einzelwasserversorgungsanlage der Braue­
rei Rückei in der Marktgemeinde Oberscheinfeld das in § 2 näher 
umschriebene Schutzgebiet festgesetzt. Für dieses Gebiet werden 
die Anordnungen nach §§ 3 bis 6 erlassen. 

§ 2 Schutzgebiet 
(1) Das Schutzgebiet besteht aus 

1 Fassungsbereich und 
1 engeren Schutzzone. 

(2) Der Fassungsbereich umschließt einen Teil des Grundstückes 
Fl. St. Nr. 346, Gemarkung Oberscheinfeld. 
Er hat ein Ausmaß von rd. 10 m x 10 m. 

(3) Die engere Schutzzone umfaßt einen Teil des Grundstückes 
Fl.St. Nr. 346, Gemarkung Oberscheinfeld. 

(4) Die Grenzen des Schutzgebietes sind in dem im Anhang 
(Anlage 1) veröffentlichten Lageplan (M = 1: 5.000) eingetra­
gen. Im übrigen ist ein Lageplan im Landratsamt Neustadt a. d. 
Aisch - Bad Windsheim und in der Gemeindekanzlei Ober­
scheinfeld niedergelegt; er kann dort während der Dienststun­
den eingesehen werden. 

(5) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der in 
den Absätzen 2 und 3 genannten Grundstücke berühren die 
festgesetzten Grenzen der Schutzzone nicht. 

(6) Der Fassungsbereich ist durch eine Umzäunung, die engere 
Schutzzone ist, soweit erforderlich, in der Natur in geeigneter 
Weise kenntlich gemacht. 

§3 

Verbotene oder nur beschränkt zulässige Handlungen 
( 1 ) Es sind 

1:n ?assun5s- !.n der ~n;:e r-!!n 
be~e1ch Schutzzone 

:::icspC"1cn t Zone I l..!. 

1. Land- und forstwirtschaftl iche !lutzun5en 1 Gar tenbau 

1.1 Organis che und mine-
~alische DUngung 
ausgenommen verboten -
Numme rn 1.2 - 1.4 

verboten auf abge-
1.2 OUlle- oder Jaucheaus- ernteten Böden ohne 

b ringung mit Paß ve~boten unmittelbar folgen-
den Zwischenfrucht-
oder Hauptfruchtan-
bau, auf Brache. ge 
frorenen cd:!r schnee 
bedec~ten Böden 

lCl ?a~sun53- tn d~r em;er=n 
b~C"~ich Schut=zone 

~cspr1cn c Zone r u 

l . 3 GUlle- oder Jaucheau3-
br1ns•ing mit Let-
tun,;en, Aufb rlni;en ·,erboten verboten 
von i<lä~schlamm 

1.4 ObedUngung und 
das Aufb ~1nge n V e r b 0 t e n 
von Abwasse r 



1.5 of fene Lagerung 
o rganische r Dung-
stoffe und von Mine- V e r b 0 t e n 

3.6 gesammeltes ,\b- ,, '! r b 0 t e n 
wasse t' dur:-chzu-
leiten 

raldUnger, FeldsUage 
mit Gärsaftanfall 3.1 Rohrle l tungsan-
zu be t re i ben lagen rar wasser:--

gefährdende 

1.6 Massentierhaltung V e r b 0 t e n 
Stoffe 1m Sinne 

V b des § 19 a Abs. 2 e r 0 t e n 
WHO zu er:-t'ichten 

verboten Uie Anwendungsver-
1.7 Anwendung ·ron boteu'd-bes:!lrii>-

und zu be t C"~ 1ben 

Fflanzenbehandlungs- "'1-gen in Q!I' "Veron:1-
mitteln 1"'"9u:erA,..,e-rlr,gsve 

bote u'd -1:eschral--
3 .8 Abwasser einschließ-

lieh Kilhlwasser und 
"'1-gen für Pfl.a,zm--
schJtmtittel" von 19.12. 

Wasser:- aus "ilärme- V e r b 0 t e n pumpenanlagen zu 
ED (Ernl I S. ZilS) in ve r senken oder zu 
Q!I' je.-.eils 9"..ltaml versickern 
Fassi.rg sird zu baochUn; 
so,cit d:Jrt die ~ 
rech ~~ der "llorbe-

im ?assungs- in der ~nge C"en 
bereich Schut.:zone 

nerkirg" zulässig ist, is 
die Kreisv,malcu-gstxtiir Entopt'1Cht Zon" I II 
oo die zustä-dige 8et-örd, 

1.8 Dräne und Vorflu t -
g räben zu errichten V e t' b 0 t e n 
odet' zu ändern 

3,9 von Straßen- oder verboten verboten , ausge 
Verkehrsflächen ab- nommen br eit-
fließendes ·i1asse r flächiges trer-
zu ver-senken oder sickern bel 

l · 
im i"assungs- in det' engeren 
be t"e i ch Schutzzone 

f"r-,...)"1Cht Zone I II 

ZU ve rs icke rr: öffentlichen 
Feld- und ',lald-
wegen, sowie be 
schränkt öf!'ent 
liehen ilegen unc 

1.9 Gartenbaubee.riebe 
Elgentüme r·,.egen 

zu errichten oder V e r b 0 t e n 
zu erweitern 4 • Ber2bau, Straßenbau, Plätze mit besonderer Zweckbestimmun2 

1.10 . Rodung, Umb ruch 
von Dauergrlnland V e r b 0 t e n 

U. 1 Bergbau V e r b 0 t e n 

4 .2 Dur chführung '/On 
Bohrungen 

2 . Sonst1.:e Bodenn•1tzun.:en 

Veränderungen und Auf-
schlilsse der Er-dobe r -
fläche, selbst ·"enn 
Grund;,asser nicht auf-
gedeckt wird, insbe-
sondere Flschtelche, 
Kl e~- , Sand- und Ton-

4 . 3 Straßen , \lege , verboten, aus-
Plätze sowie genolll!llen öffent 
?at'kplätze zu ve r boten liehe ?~ld- und 
e t't'ichten odet' zu Wald-,,ege, be-
enreltern schränkt öf fent 

liehe Wege und 
Eigentilme rwege 

gr.1ben , Steinbruche u . V e r b 0 t e n 
Torrsttche. 
Ausgenommen sind die 
ilbllche land- und 
forstw1rtschaftl1che 
Bodenbearbeitung 

4 . 4 zum Straßen-, Wege-
und \lass erbau wasser-
gefährdende auslaug-
ode t' auswaschbat"e V e r b 0 t e n 
Ma t erial ien (z . B. 
Tee!' , Schlacke u.ä . ) 

3. U!!!!!ian!S mit wasserserährdenden Stoffen zu verwenden 

'--r' 
3-~ ~b f all e i nschließ-

lieh Klä r schlamm zu 

4.5 Wagenwaschen und 
Ölwe chsel 

behandeln , zu lager:-n V e r b 0 t e n 
oder abzulagern 4 . 6 Bade- und Zeltplätze, 

die keine baulichen V e r b 0 t e n 

3. 2 wassergefährdende 
Stoffe 1m Sinne des 
§ 19 g Abs. 5 WHG V e r b 0 t e n 
zu lagern, abzu-

Anla,;en sind , einzu-
richten oder zu erwe1-
tem, Abstellen ·1on 
\/ohnwagen 

rullen oder umzu- tm !-'assungs- ln de r !!nger-en 
schlagen ber:-eich Schutzzone 

1,n Fa:,s11ni;s- in ".!er en;et"en Entsprlcht Zone I 11 
b~ C'"JL? tch Schutzzone 

~ntspr:-1cht Zone I lI 
q . 7 Spo rtanlagen , die 

keine baulichen An-
lagen sind, ,:u errich V e r b 0 t e n 
ten oder:- zu er:-,<eltern 

3.3 Klä r ;inla;,;r,n ~u e r--
rich t en OÜP.C" zu '!C"-
we1tern 4.8 Plu,;plätze P.ln-

V e r b 0 t 0 n 

ß.4 Sicke rschä,:h t:'? •.m<I 
t ·rockenabot't'! '?'J C !'"-

schließlich Sicher-
helt3flächen, 
Notabwurfplät.:e , 
m111tär:-ische Anla-

. t'l~hten ,;der zu er-w'! t - gen und Ubungsplätze 
ter:-n zu ert'l chten oder zu 

er„e1tern und Manöver 
durchzufUhren • 

3.5 Jauche- und r.Ull~- V e r b 0 t e n 
behäl:er , befestigte 
Oun,;stätten, V e r b o · t e n 4 .9 Ft'iedhöf e zu er-
Gärfutterb~hälter zu r:- i chten ode t' zu 
ert'1chten oder zu er"- er11elter:-n 
wettern 

1 
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4.10 Baustelleneinrich-
tungen, Baustorr-
lager zu erri chten V e r b 0 t e n 
oder zu erweitern. 

:' Sonsti5e bauliche Nutzunsen 

5.1 Betriebe und be -
tr1ebliche Anlai;en, 
1n denen wasserg e -
f ährdende Sto rre 1m 
Sinne d es § 19 g V e r b 0 t e n 
Abs. 5 ITT!G herge-
stellt, verat'beitet, 
umgesetzt ode<' ge-
lage rt wer-den , zu 
errichten oder zu 
e r-we item 

1 ) au f das Rundschreiben vom 01. 08 . 84 ( II83- 4532 . 5-0 .15) "Mili­
tärische Übungen und Liegenschaften der Streitkrä f te i n l-lasser­
schutzqeb1eten11 wird hingewiesen . 

Lm ??.s s un~s - Ln der ~n~er<?n 
be ,-eich Schutzz~n-! 

Entsp r1,:nt Z.one r :r 

5 .2 Sonst1:;;e bauliche 
Anla;en, ZH e C"r~ch- ., e r :, 0 t e n 
ten oder :u !H"'A~1-

te rn -
5.3 Anlagen zu r Beat'be 1-

tung oder- Gewinnung 
t'adioaktiven Mate-
rials und 'von Ker-n- V e r b 0 t e 

ene!"g1e zu e rric h t en 
ode c- zu erwe1te t"n 
und zu be t r e ibe n 

6. Betreten verb o t en, 
außer -
durch Bef •Jg ,e 

(2) 0ie Verbote des Absatzes 1 Nunvnem 4 . 2 und 5.2 gelten nicht 

für Maßnahmen der 14assergewi nnung und -abl e itung des Träger s der 

\·/asser versorgung , di e durch diese Verordnung geschützt ist . 

(3) Weitergehende Verbote oder Beschränkungen nach der Anl agen­

und Fachbetr i ebsveror dnung i n der jeweils geltenden Fassung 

bleiben unberühr t . 

§ 4 Ausnahmen 

n 

(1) Das Landratsamt Neustadt a. d. Aisch - Bad Windsheim kann 
von den Verboten des § 3 Ausnahmen zulassen, wenn 
1. das Wohl der Allgemeinheit die Ausnahmen erfordert oder 

2. das Verbot im Einzelfall zu einer unbilligen Härte führen 
würde und das Gemeinwohl der Ausnahme nicht entgegen­
steht. 

(2) Die Ausnahme ist widerruflich; sie kann mit Bedingungen und 
Auflagen verbunden werden und bedarf der Schriftform. 

(3) Im Falle des Widerrufs kann das Landratsamt Neustadt a. d. 
Aisch - Bad Windsheim vom Grundstückseigentümer verlan­
gen, daß der frühere Zustand wiederhergestellt wird, sofern es 
das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere der Schutz der 
Wasserversorgung erfordert. 

§ 5 Beseitigung und Änderung bestehender Einrichtungen 
Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken 

haben die Beseitigung oder Änderung von Einrichtungen, die im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bestehen und 
deren Bestand, Errichtung, Erweiterung oder Betrieb unter die 
Verbote des § 3 fallen, auf Anordnung des Landratsamtes Neu­
stadt a. d. Aisch - Bad Windsheim zu dulden, sofern sie nicht 
schon nach anderen Vorschriften verpflichtet sind, die Einrich­
tung zu beseitigen oder zu ändern. 

§ 6 Duldungspflicht 
Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken 

innerhalb des Schutzgebietes haben zu dulden, daß die Grenzen 
des Fassungsbereiches und der Schutzzonen durch Aufstellen 
oder Anbringen von Hinweiszeichen kenntlich gemacht werden. 

§ 7 Entschädigung 
Soweit diese Verordnung oder e.ine auf Grund dieser Verord­

nung ergehende Anordnung e.ine Enteignung darstellt, ist hierfür 
nach den §§ 19 Abs. 3, 20 WHG und Art. 74 BayWG Entschädi­
gung zu leisten. 

§ 8 Ordnungswidrigkeiten 
Nach Art. 95 Abs. 2 Nr. 1.a) BayWG kann mit Geldbuße bis zu 

hunderttausend Deutsche Mark belegt werden, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 
1. einem Verbote nach § 3 Abs. 1 zuwiderhandelt 
2. eine nach § 4 ausnahmsweise zugelassene Handlung vornimmt, 

ohne die mit der Ausnahme verbundenen Bedingungen oder 
Auflagen zu befolgen. 

§ 9 Inkrafttreten 
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer J3ekanntmachung im 

Amtsblatt für den Landkreis Neustadt a. d. Aisch - Bad Winds­
heim in Kraft. 

Scheinfeld, den 1. 2. 1988 
Landratsamt Neustadt a. d. Aisch - Bad Windsheim 

- Dienststelle Scheinfeld -
Schwab, Oberregierungsrat 

EAPI. 642-00 

Neustadt a.d. Aisch, den 3. Februar 1988 
Landratsamt: 
(Pfeifer) 

Landrat 
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